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Zusammenfassung 
 
Mit dem vorliegenden aktualisierten Re-
ferentenentwurf sollen die Beiträge zur 
sozialen Pflegeversicherung massiv er-
höht und sowohl die Arbeitgeber als 
auch die Mehrheit der Versicherten fi-
nanziell stark belastet werden. Zugleich 
werden die Leistungen der Pflegeversi-
cherung ausgeweitet und damit die Fi-
nanzierungsprobleme auch für die Zu-
kunft weiter verschärft. Mit der Verord-
nungsermächtigung für zukünftige kurz-
fristige Beitragserhöhungen wird das De-
mokratieprinzip geschwächt. Zu allem 
Überfluss werden die Unternehmen in ei-
ner weiterhin schwierigen Situation mit 
einem Berg an Bürokratie belastet, in-
dem sie erstmals Anzahl und Alter der 
Kinder ihrer Beschäftigten und Betriebs-
rentner prüfen und erfassen sollen. Dem 
von der Bundesregierung ausgerufenen 
Belastungsmoratorium der Wirtschaft 
spricht all dies Hohn. 
 
Der Referentenentwurf lässt jeglichen 
echten Reformwillen vermissen. Not-
wendige und nachhaltige Strukturrefor-
men, die dafür sorgen, dass die soziale 
Pflegeversicherung auch zukünftig fi-
nanzierbar bleibt, sind ausgespart. Ohne 
grundlegende Strukturreformen, die 
auch eine Weiterentwicklung der Pfle-
gefinanzierung und der Pflegeinfrastruk-
tur umfassen müssen, droht die Belas-
tung der Arbeitskosten durch Pflegever-
sicherungsbeiträge in den kommenden 
Jahren erheblich weiter zu steigen. Die 
im Entwurf vorgesehenen Maßnahmen 
treiben die Sozialbeiträge auf über 41 %, 
bei Pflegeversicherten ohne Kinder so-
gar auf 41,4 %. Noch höhere Lohnzusatz-
kosten als heute schwächen die Wett-
bewerbsposition des Wirtschaftsstand-
orts Deutschlands und gefährden Inves-
titionen, Wachstumschancen und Ar-
beitsplätze. Zudem belasten sie in Zeiten 
steigender Inflation und hoher Kosten 
durch die Energiekrise die Beschäftigten 

besonders. Darüber hinaus ist eine sol-
che Steigerung der Abgabenbelastung 
nicht generationengerecht, weil sie die 
jüngeren Generationen massiv belastet, 
während die älteren Generationen, die 
selbst sehr viel weniger Beiträge geleistet 
haben, massiv profitieren. 
 
Die im Referentenentwurf vorgesehe-
nen Anpassungen zur Berücksichtigung 
des Kindererziehungsaufwandes in der 
Pflegeversicherung führen zu unvertret-
bar hohen bürokratischen Aufwänden 
bei den Arbeitgebern. Hier sind drin-
gend Nachbesserungen erforderlich. 
Eine Umsetzung zum 1. Juli 2023 für die 
Arbeitgeber ist keinesfalls leistbar. Zum 
einen, weil die notwendigen detaillier-
ten Informationen zur Elterneigenschaft 
bei den Arbeitgebern grundsätzlich 
nicht vorliegen, da sie für die Abwick-
lung des Arbeitsverhältnisses unerheb-
lich sind. Zum anderen, weil zur Umset-
zung noch umfassende Softwareanpas-
sungen erforderlich sind. 
 
Im Einzelnen 
 
I. Stellungnahme zum Gesetzentwurf  
 
Beitragsanhebung belastet massiv – 
nicht moderat 
 
In dem Referentenentwurf wird zu Un-
recht von einer moderaten Beitragsan-
hebung  gesprochen (Begründung, All-
gemeiner Teil). Die gleichzeitige Umset-
zung des Bundesverfassungsgerichts-Be-
schlusses zur Berücksichtigung der Kin-
deranzahl verschleiert, dass die Beiträge 
für die Mehrheit der Versicherten zum 
Teil massiv ansteigt, nämlich für Kinder-
lose, für Versicherte mit einem Kind und 
für Versicherte ohne Kinder unter 25 Jah-
ren. Die Anhebung des Beitragssatzes 
um 0,35 Prozent (um 0,6 Prozent für Kin-
derlose) ist unverhältnismäßig.  
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Die ohnehin extrem hohe Abgabenbe-
lastung auf Löhne und Gehälter in 
Deutschland (vgl. OECD, Taxing Wages) 
darf nicht noch weiter nach oben ge-
trieben werden. In kaum einem anderen 
Land bleibt den Beschäftigten so wenig 
von ihrem erwirtschafteten Einkommen 
wie in Deutschland. Vor allem die hohen 
Sozialbeiträge sind bei Durchschnittsver-
dienern für einen Großteil der Abgaben-
last auf Löhne und Gehälter verantwort-
lich. Gerade in der aktuellen Phase der 
wirtschaftlichen Unsicherheit, in der Wirt-
schaft und Bürger massiv unter Preisstei-
gerungen leiden, darf es keine zusätzli-
chen Belastungen durch höhere Sozial-
beiträge geben. Der demografisch be-
dingte immer stärker werdende Fach- 
und Arbeitskräftemangel darf nicht 
auch noch mit steigenden Lohnzusatz-
kosten einhergehen. Nur durch eine 
dauerhafte und verlässliche Begrenzung 
der Steuer- und Abgabenbelastung des 
Faktors Arbeit wird der Wirtschaftsstand-
ort Deutschland attraktiv bleiben. 
 
Verordnungsermächtigung für wei-
tere Beitragsanhebungen schwächt 
Demokratieprinzip 
 
Die im Referentenentwurf vorgesehene 
Rechtsverordnungsermächtigung für 
die Bundesregierung zur Anpassung des 
Beitragssatzes für Fälle eines kurzfristigen 
Liquiditätsbedarfs (Artikel 1 Ziff. 21b – § 55 
Abs.1 Satz 1 SGB XI) schwächt das De-
mokratieprinzip und ist abzulehnen. 
Dem Bundesgesundheitsministerium 
wäre es damit initiativ möglich, ohne 
jegliche Anhörung von Verbänden kurz-
fristig die Beiträge zur sozialen Pflegever-
sicherung zu Lasten der jüngeren Gene-
rationen am Parlament vorbei zu erhö-
hen. Statt die Beiträge immer weiter zu 
erhöhen, ist es notwendig, die seit lan-
gem überfälligen Strukturreformen in der 
Pflegeversicherung anzugehen. Bei 
gleichzeitigen (unzureichend gegenfi-

nanzierten) Leistungsausweitungen, ei-
ner (demografisch bedingt) wachsen-
den Zahl von Pflegebedürftigen und 
fehlenden Reformen, ist es absehbar, 
dass die Bundesregierung von der Ver-
ordnungsermächtigung in Zukunft mehr-
fach Gebrauch machen würde. Die 
Möglichkeit zum „unauffälligen“ Erhö-
hen der Beiträge per Rechtsverordnung 
unterbindet die notwendige politische 
Debatte und verringert zugleich den Re-
formdruck. 
 
Leistungsausweitungen ungenügend 
gegenfinanziert und langfristig nicht 
finanzierbar 
 
Der Referentenentwurf zum Pflegeunter-
stützungs- und -entlastungsgesetz sieht 
verschiedene Leistungsausweitungen 
vor. Die undifferenzierten Leistungsaus-
weitungen gehen zu Lasten der jünge-
ren Generationen und lassen diejenigen 
Versicherten profitieren, die sich Eigen-
anteile in der Pflege leisten können. Dies 
wird die Finanzierung der Pflegeversi-
cherung weiter in Schieflage bringen. 
 
Zudem sind die im Referentenentwurf 
vorgesehenen Maßnahmen nur unzu-
reichend gegenfinanziert. Die laufen-
den Defizite der Pflegeversicherung wer-
den nicht berücksichtigt, ebenso wie die 
steigende Anzahl der Pflegebedürftigen 
und die Dynamik der Pflegekosten. 
Rechnet man alle diese Faktoren mit 
ein, werden die Finanzen der Pflegever-
sicherung bereits im Jahr 2024 wieder im 
Minus sein. Ab dem Jahr 2025 könnten 
die Defizite um 6 Mrd. € pro Jahr höher 
ausfallen, als im Referentenentwurf an-
gegeben. 
 
Erhebliche Ausgabensteigerungen ent-
stehen auch durch die Wirkung der Zu-
schläge für die stationäre Pflege (§ 43c 
SGB XI). Diese Leistungsausweitung ist 
abzulehnen und noch nicht einmal im 
Koalitionsvertrag vorgesehen. Sie birgt 
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hohe Kostenrisiken und bahnt den Weg 
in Richtung Vollversicherung. Die gesetz-
liche Pflegeversicherung ist jedoch rich-
tigerweise als Teilleistungsversicherung 
konzipiert, bei der ein Teil der tatsächlich 
anfallenden Pflegekosten von den Pfle-
gebedürftigen selbst getragen werden 
muss. Ein Übergang zu einer gesetzli-
chen Vollversicherung für die Pflegekos-
ten und selbst eine regelmäßige Anpas-
sung der jetzigen Pflegeleistungen mit 
der Wachstumsrate der (Brutto-)Löhne 
ist angesichts der demografischen Alte-
rung nicht finanzierbar. Eine Anpassung 
der Pflegeleistungen muss mit Augen-
maß erfolgen, damit die demografisch 
bedingte Zunahme der Anzahl der Pfle-
gebedürftigen für die Pflegeversiche-
rung weiterhin finanzierbar bleibt und 
gleichzeitig ein gutes Sicherungsniveau 
für das Pflegebedürftigkeitsrisiko gege-
ben ist. Hierzu braucht es endlich Vor-
schläge für eine nachhaltige und zu-
kunftsfeste Finanzierungssystematik. Da-
her sollte endlich die im Koalitionsvertrag 
auch vorgesehene Regierungskommis-
sion eingesetzt werden, die entspre-
chende Vorschläge für eine generatio-
nengerechte Pflegeversicherung vor-
legt. 
 
Bei Umsetzung über Pflegeversiche-
rungsbeiträge bürokratiearme Lö-
sung vorsehen 
 
Die Umsetzung der Beitragsdifferenzie-
rung nach Kindern muss so bürokratie-
arm wie möglich erfolgen und darf die 
Arbeitgeber nicht noch weiter belasten. 
Die Arbeitgeber leisten bereits unent-
geltlich umfangreiche, ständig weiter-
wachsende und mit einem hohen Kos-
tenaufwand verbundene Verwaltungs-
arbeit für die Sozialversicherung. Das 
komplexe Melde- und Beitragsrecht ver-
ursacht bei den Arbeitgebern schon 
heute einen hohen Bürokratie- und Kos-
tenaufwand. Die automatisierten Mel-

dungen im Bereich der sozialen Siche-
rung stellen mit rund 400 Mio. Meldevor-
gängen im Jahr eines der größten und 
komplexesten Datenübermittlungsver-
fahren zwischen den Arbeitgebern und 
öffentlichen Stellen dar. Rund 1,5 Mrd. 
Euro kostet die Arbeitgeber die Ermitt-
lung und Zahlung der Sozialversiche-
rungsbeiträge im Jahr. Eine weiter stei-
gende bürokratische Belastung muss 
daher vermieden werden. Auch das 
Bundesverfassungsgericht hat darauf 
hingewiesen, dass die Berücksichtigung 
der Kinderzahl nicht zu einem unverhält-
nismäßigen Verwaltungsaufwand bei 
den Arbeitgebern führen darf. 
Die Arbeitgeber werden mit dem Refe-
rentenentwurf jedoch massiv weiter bü-
rokratisch belastet. Arbeitgeber verfü-
gen in der Regel nicht über detaillierte 
Informationen zur Elterneigenschaft, da 
diese Informationen für die Abwicklung 
des Arbeitsverhältnisses unerheblich 
sind. Die wenigsten Unternehmen verfü-
gen bereits über entsprechende Da-
tensätze zur Kinderanzahl der Beschäf-
tigten. Sie müssten diese Informationen 
somit bei ihren Arbeitnehmern abfra-
gen. Die bisher geübte unbürokratische 
Praxis der Berücksichtigung der maschi-
nellen Meldungen eines Kinderfreibetra-
ges über ELStAM für die Berechnung der 
Pflegebeiträge ist zur differenzierten Er-
fassung der Anzahl der Kinder ungeeig-
net und scheidet daher in Zukunft aus. 
Die Erfassung und fortlaufende Aktuali-
sierung dieser Daten würden die Arbeit-
geber daher mit zusätzlicher Bürokratie 
belasten. 
 
Vorzugswürdig wäre es, die Abwicklung 
einer nach der Anzahl der Kinder diffe-
renzierten Beitragszahlung in der Pflege-
versicherung – auch aus Datenschutz-
gründen – über die Stellen, die bereits 
über Informationen zur Elterneigen-
schaft, sowie zur Anzahl und zu Alter der 
Kinder verfügen (Finanzverwaltung, Fa-
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milienkasse, Rentenversicherung) vorzu-
sehen oder zumindest diese Stellen zu 
verpflichten, diese Informationen per 
Datenabruf zur Verfügung zu stellen. 
 
Der im Referentenentwurf angegebene 
einmalige Erfüllungsaufwand von rund 
100 Mio. Euro für Arbeitgeber mit 34,5 
Mio. Pflichtmitgliedern ist zudem zu ge-
ring bemessen: 
 
• Der Zeitaufwand zur Aufzeichnung 

der Kinderanzahl pro Vater und Mut-
ter mit jeweils 5 Minuten ist zu gering 
bemessen. Der Zeitaufwand ist ab-
hängig von der Anzahl der Kinder und 
beispielsweise auch von einer eventu-
ellen ausländischen Herkunft der Kin-
der. In diesen Fällen müssen z. B. 
Nachweise besonders geprüft und 
übersetzt werden, was zu deutlich hö-
herem Zeitaufwand führt. Neben der 
Erfassung im System entsteht mitunter 
ein erheblicher Rechercheaufwand, 
ob die eingereichten Dokumente be-
rücksichtigt werden dürfen. Ferner 
entstehen pro verscanntem Doku-
ment in der Personalakte Kosten 
durch die Speicherung. Auch muss 
ein entsprechender Support durch 
die Arbeitgeber zur Verfügung ge-
stellt werden. 

 
• Das Update der Entgeltabrechnungs-

programme ist mit deutlichem Erfül-
lungsaufwand bei den Arbeitgebern 
verbunden. Die Softwarehersteller 
müssen das entsprechende Basismo-
dul komplett anpassen. Die Änderun-
gen des Referentenentwurfs haben 
zudem Auswirkungen auf Entgelters-
atzleistungen. Die entsprechenden 
Programme müssen daher ebenfalls 
angepasst werden. Die Änderungen 
sind insgesamt kostspielig und zeitauf-
wendig und entsprechen somit ge-
rade nicht einem gewöhnlichen Up-
date, das "üblicherweise Teil des Ser-
vice-Pakets ist". 

 
• Um die Arbeitgeber möglichst wenig 

zu belasten, sollte daher bei der Erfas-
sung der Kinderanzahl eine unter-
schriebene Selbstauskunft der Be-
schäftigten mit Anzahl der Kinder, Na-
men und Geburtsdatum je Kind aus-
reichend sein. Diese könnte dann zu 
den Personalunterlagen genommen 
werden. Auch wäre diese Lösung für 
die Beschäftigten aufwandsärmer, 
da dann ein Nachweis ausreicht, der 
beim Arbeitgeber eingereicht wer-
den muss. 

Zudem ist die Haftung der Arbeitgeber 
bei fehlendem bzw. falschem Nachweis 
der Elterneigenschaft durch die Be-
schäftigten auszuschließen. Es ist sicher-
zustellen, dass Beschäftigte, die ihre El-
terneigenschaft trotz Aufforderung des 
Arbeitgebers nicht nachweisen, nicht im 
Nachhinein eine Beitragsrückerstattung 
zu Lasten der Arbeitgeber verlangen 
dürfen. 
Darüber hinaus muss die öffentliche Ver-
waltung sicherstellen, dass sich die Be-
schäftigten, sofern kein Nachweis der El-
terneigenschaft vorhanden ist, inner-
halb kürzester Zeit bei den zuständigen 
Behörden und Ämtern einen aktuellen 
Nachweis nach Information durch die 
Pflegekassen ausstellen lassen können. 
Hier ist nicht nur mit einem Ansturm auf 
Standesämter etc. zu rechnen, sondern 
es ist aufgrund langer Wartefristen in eini-
gen Bundesländern auch gar nicht 
möglich, kurzfristig den geforderten 
Nachweis zu erhalten, um diesen dann 
dem Arbeitgeber fristgerecht vorlegen 
zu können. 
 
Umsetzungsfrist realistisch setzen und 
ausreichend Vorlaufzeit einräumen 
 
Eine Umstellung zum 1. Juli 2023, wie im 
Referentenentwurf vorgesehen, ist in der 
Kürze der Zeit nicht realisierbar. Eine digi-
tale Umsetzung muss ohne unverhältnis-
mäßig hohen bürokratischen Aufwand 
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ermöglicht werden. Nach aller Erfahrung 
bedarf es eines Zeitraums von einem hal-
ben Jahr nach Beschlussfassung eines 
Gesetzes, bis die zur Umsetzung von ge-
setzlichen Änderungen erforderliche 
Entgeltabrechnungssoftware den Ar-
beitgebern zur Verfügung steht. Ein sol-
cher zeitlicher Vorlauf ist auch sinnvoll, 
weil nur dann sichergestellt ist, dass die 
Programme auf einem hohen Qualitäts-
niveau angepasst werden, sie rechtzei-
tig auf alle Arbeitgeber bzw. Abrech-
nungsstellen verteilt werden können und 
von Anfang an stabil laufen. Auf diesen 
Vorlauf-Zeitraum haben die Arbeitgeber 
auch keinen Einfluss, weil sie von Geset-
zes wegen auf gesondert zertifizierte Ent-
geltabrechnungssysteme angewiesen 
sind und die IT-technisch erforderlichen 
Anpassungen damit nicht selbst vorneh-
men können. Zudem ist zu berücksichti-
gen, dass Updates der Entgeltabrech-
nungsprogramme in festen Zyklen je-
weils zum 1. Januar und zum 1. Juli eines 
jeden Jahres erfolgen und unterjährige 
Änderungen in den Entgeltabrech-
nungsprogrammen stets zu höherem 
Aufwand und finanziellen Lasten führen. 
Für die Umsetzung dieses neuen gestaf-
felten Beitragsverfahrens im Kalender-
jahr 2023 müssten Unternehmen zusätz-
lich Arbeitskräfte vorübergehend ein-
stellen, da dies mit dem bestehenden 
Personalmitarbeitern nicht umsetzbar ist. 
Dies bedarf auch eines zeitlichen Vor-
laufs. Die Softwareanbieter müssten die 
Berechnung der aktualisierten Pflege-
versicherungsbeiträge erst programmie-
ren und an ihre Kunden/ Unternehmen 
ausliefern. Diese wiederum benötigen 
Zeit, um es in ihr System einzuspielen und 
erst dann können die notwendigen In-
formationen durch Angaben der Be-
schäftigten hinterlegt und ausgefüllt 
werden. Auch dies benötigt ausrei-
chend zeitlichen Vorlauf. 
 
Es wäre nicht nachvollziehbar, warum 

der Beschluss des Bundesverfassungsge-
richts, der seit dem 7. April 2022 vorliegt 
und dem Gesetzgeber eine Frist zur Neu-
regelung bis zum 31. Juli 2023 einräumt, 
aufgrund von Verschleppungen in der 
Politik nun im Endspurt zu Lasten der bei-
tragsführenden Stellen und hier insbe-
sondere der Arbeitgeber umgesetzt 
werden soll. Vielfach wird die Feststel-
lung der Zahl der bei der Beitragsbemes-
sung zu berücksichtigenden Kinder nicht 
rechtzeitig erfolgen können und dem-
entsprechend eine rückwirkende Kor-
rektur von überzahlten Beiträgen erfor-
dern. Nachweise für vor dem 1.7. gebo-
rene Kinder können noch bis zum 
31.12.2023 vorgelegt werden und müs-
sen vom Arbeitgeber rückwirkend zum 
1.7. berücksichtigt werden (§ 55 Abs. 2 
Satz 10 neu).  
 
II. Dringend notwendige Strukturreformen 
angehen 
 
Der vorliegende Referentenentwurf zum 
Pflegeunterstützungs- und -entlastungs-
gesetz setzt einseitig darauf, Beiträge zu 
erhöhen und Leistungen auszuweiten, 
anstatt notwendige und nachhaltige 
Strukturreformen endlich anzugehen 
und damit dafür zu sorgen, dass die ge-
setzliche Pflegeversicherung auch zu-
künftig finanzierbar bleibt. Immerhin wird 
im allgemeinen Begründungsteil des Re-
ferentenentwurfs angekündigt, dass das 
Bundesgesundheitsministerium bis zum 
31.05.2024 Empfehlungen für eine 
„stabile und dauerhafte Finanzierung“ 
der gesetzlichen Pflegeversicherung 
vorlegen werde. Hierbei solle insbeson-
dere auch die Ausgabenseite betrach-
tet werden. Um eine gewisse Verbind-
lichkeit herzustellen, sollte diese Passage 
gesetzlich fixiert werden, wie dies fast 
wortgleich für den Bereich der gesetzli-
chen Krankenversicherung erfolgt ist 
(vgl. § 220 Abs. 4 SGB V). 
 
Um die Zeit zu überbrücken, bis echte 
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Strukturreformen im Pflegebereich wir-
ken, müssen zeitnah Maßnahmen ergrif-
fen werden, damit die Beitragssätze in 
der Pflegeversicherung konstant gehal-
ten werden können. Vorrangig sollten 
zwei im Koalitionsvertrag dem Grundsatz 
nach vereinbarte Vorhaben umgesetzt 
werden: 
 

• Finanzierung der Rentenbeiträge für 
pflegende Angehörige durch den Bund 
(ca. 2,4 Mrd. Euro). Durch die Zahlung 
von Beiträgen in die gesetzliche Renten-
versicherung für pflegende Angehörige 
durch die Pflegekassen soll Sorgearbeit 
honoriert werden, indem pflegende An-
gehörige ohne eigene Beiträge einen 
Rentenanspruch erwerben können. Da-
bei handelt es sich um eine versiche-
rungsfremde Leistung, die entsprechend 
– wie bei den Rentenbeiträgen für Kin-
dererziehungszeiten – aus Bundesmitteln 
zu finanzieren ist. 

 
Ausgleich der pandemiebedingten Zu-
satzkosten durch den Bund (ca. 4 Mrd. 
Euro), damit die Pflegekassen die Mittel 
zurückerhalten, die sie aufgrund von ge-
setzlichen Vorgaben pandemiebedingt 
zusätzlich aufgewendet haben. Langfris-
tig sind insbesondere folgende Maßnah-
men dringend zur Sicherung der Finan-
zierbarkeit und Leistungsfähigkeit der so-
zialen Pflegeversicherung anzugehen: 
 
Nachhaltigkeitsfaktor einführen Die ge-
setzliche Pflegeversicherung ist richtiger-
weise als Teilleistungsversicherung konzi-
piert, bei der ein Teil der tatsächlich an-
fallenden Pflegekosten von den Pflege-
bedürftigen selbst getragen werden 
muss. Ein Übergang zu einer gesetzli-
chen Vollversicherung für die Pflegekos-
ten und selbst eine regelmäßige Anpas-
sung der jetzigen Pflegeleistungen mit 
der Wachstumsrate der (Brutto-)Löhne 
ist angesichts der demografischen Alte-
rung nicht finanzierbar. Andererseits ist 
auch ein Verzicht auf eine Anpassung 

der Pflegeleistungen keine Alternative, 
weil dadurch das Sicherungsniveau für 
das Pflegebedürftigkeitsrisiko mit der Zeit 
stark sinken würde. 
 
Um hier zu einem Ausgleich zu kommen, 
sollte in Anlehnung an den Stabilisie-
rungsmechanismus in der gesetzlichen 
Rentenversicherung auch in der Sozia-
len Pflegeversicherung ein „Nachhaltig-
keitsfaktor“ eingeführt werden, wie ihn 
auch die BDA- Kommission „Zukunft der 
Sozialversicherung“ vorschlägt (Werding 
et al., 2020: Bericht der BDA-Kommission 
Zukunft der Sozialversicherungen: Bei-
tragsbelastung dauerhaft begrenzen 
vom 29.07.2020, S. 74. https://arbeitge-
ber.de/wp-content/uplo-
ads/2020/12/bda-arbeitgeber-bro-
schuere-zukunft_der_sozialversicherung-
2020_07.pdf, letzter Abruf 30.03.2023). 
 
Ein solcher Mechanismus würde die An-
passungen der Pflegeleistungen dämp-
fen, wenn die Anzahl der Pflegebedürf-
tigen stärker steigt als die der Beitrags-
zahler, und damit das Leistungsniveau, 
aber nicht die Leistungen der gesetzli-
chen Pflegeversicherung senken. Damit 
wäre eine systematische und regelge-
bundene Anpassung der Pflegeleistun-
gen, die die finanzielle Belastung des 
Systems berücksichtigt und den Bei-
tragssatz nicht zu sehr unter Druck setzt, 
möglich. 
 
Der so genannte „Sockel-Spitze-Tausch“, 
bei dem die pflegebedingten Eigenan-
teile pauschal und zeitlich begrenzt fest-
geschrieben werden (Modell einer Versi-
cherung mit einem absoluten gedeckel-
ten Selbstbehalt), hingegen ist abzu-
lehnen. Durch einen „Sockel-Spitze-
Tausch“ würde die Versicherungspflicht 
ausgeweitet und im Zeitverlauf immer 
umfangreicher. Dadurch würde sich die 
Pflegeversicherung immer weiter in Rich-
tung einer Vollkostenversicherung entwi-
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ckeln. Dies ist angesichts der Altersstruk-
turverschiebung kein gangbarer Weg 
und würde den jüngeren Generationen 
in unfairer Weise alle Lasten aufbürden. 
 
Eigenverantwortung ausbauen Der 
selbst zu finanzierende Anteil an den 
Pflegekosten ist seit Einführung der sozia-
len Pflegeversicherung kontinuierlich 
gestiegen und eine Überforderung der 
Versicherten wird von der Politik be-
fürchtet. Zudem ist aktuell nicht klar, in 
welchem Umfang zusätzlich individuell 
privat vorgesorgt werden muss, um eine 
mögliche Überforderung zu vermeiden. 
Denn die Leistungen der sozialen Pflege-
versicherung werden nicht automatisch 
an die Pflegekostenentwicklung ange-
passt und entsprechend besteht das Ri-
siko, dass die Versicherung in Zukunft ei-
nen geringeren Teil an den tatsächli-
chen Pflegekosten abdeckt als heute. 
 
Um diesem Problem zu begegnen, sollte 
die private kapitalgedeckte Vorsorge 
ausgebaut werden. Der nötige Umfang 
solcher Versicherungen ist – anders als 
unter geltendem Recht - bei Einführung 
einer klaren Anpassungsregel für die ge-
setzlichen Leistungen („Nachhaltigkeits-
faktor“) wie oben vorgeschlagen auch 
besser abschätzbar. Mit einem Ausbau 
der privaten kapitalgedeckten Vorsorge 
wird auch mehr Generationengerech-
tigkeit erreicht, denn die geburtenstar-
ken Jahrgänge 1957 bis 1969 werden 
auch noch selbst an den hohen Pflege-
ausgaben ihrer Generation beteiligt. 
Zwar nähern sie sich allmählich der 
Rente, der Großteil der Pflegeleistungen 
fällt aber erst 15 bis 20 Jahre nach Ren-
teneintritt an. Deshalb kann diese Alters-
gruppe – im Gegensatz zur Rente – auch 
noch wirksam für das eigene Pflegerisiko 
vorsorgen. 
 
Digitalisierung vorantreiben Die Digitali-
sierung im Gesundheitswesen besitzt das 

Potenzial, Prozesse effizienter zu gestal-
ten und die Versorgung im Gesundheits-
wesen und in der Pflege zu verbessern. 
Die jetzt vorgesehene Schaffung eines 
„Kompetenzzentrums Digitalisierung in 
der Pflege“ sowie die Einrichtung eines 
Informationsportals zur Identifikation 
freier Plätze in Pflegeeinrichtungen ge-
hen in die richtige Richtung. Die elektro-
nische Patientenakte (ePA) und digitale 
Gesundheitsanwendungen können dar-
über hinaus einen Beitrag leisten. Um 
auch diese Vorteile nutzen zu können, 
müssen alle Leistungserbringer an die Te-
lematikinfrastruktur (TI) angebunden 
werden und die ePA nutzen. Nur so kann 
die Zahl der Versicherten mit einer ePA 
erheblich vergrößert und mithilfe der 
ePA die Versorgungsprozesse effizienter 
gestaltet und die Qualität der Versor-
gung verbessert werden. 
 
Vertragsspielräume für die Pflegekassen 
schaffen In der gesetzlichen Pflegeversi-
cherung müssen der Kosten-, Preis- und 
Qualitätswettbewerb zur Erzielung kos-
tengünstiger, qualitativ hochwertiger 
und leistungsfähiger Versorgungsstruktu-
ren verstärkt werden. Daher benötigen 
die Pflegekassen größere vertragliche 
Gestaltungsspielräume mit den Leis-
tungsanbietern. Statt einheitlichem und 
gemeinsamem Handeln aller Pflegekas-
sen muss Vertragsfreiheit gelten. Die 
Leistungsbedingungen in der ambulan-
ten und stationären Pflege dürfen nicht 
länger das Ergebnis eines Monopols der 
Pflegekassen sein, sondern müssen von 
jeder Pflegekasse frei mit den Leistungs-
anbietern – Pflegediensten und Pflege-
einrichtungen – ausgehandelt werden 
können. Um Preissenkungsspielräume 
konsequent zu erschließen, sollten die 
einzelnen Pflegekassen künftig zudem 
nicht mehr nur über feste Leistungssätze 
(bzw. Festpreise für Einzelleistungen) mit 
den Leistungsanbietern verhandeln kön-
nen, sondern auch über den Gesamt-
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preis der zu erbringenden Pflegeleistun-
gen. 

 
 


